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Externe Effekte bei
Zusammenschaltung

von PhHipp Lust oder: Wer mobil funkt, hat‘s gut

i. Ein‘eitung

In ihren Bescheiden vom 5.11.2001 hat die Telekom
Control-Kommission die Entgelte für Zusammenschal
tung zum Mobilfunk glücklicherweise etwas gesenkt;‘)
die hohen Tarife für Anrufe zu Mobilfunkteilnehmern
sollten daher ebenfalls eine Spur sinken, Aus den Details
lässt sich jedoch ablesen, dass die Regulierungsbehörde
den Mobilfunk zu Lasten der Festnetzkunden weiter för
dern möchte, So wurde in diesen Bescheiden bei den
Zusammenschaltungsentgelten erstmals ein Zuschlag für
„externe Effekte“ verfügt.

Im Folgenden soll daher der wirtschaftliche Hin
tergrund externer Effekte kurz erläutert werden, um die
ökonomisch indizierten und die von der Regulierungs
behörde verfügten Maßnahmen vergleichen zu können.
Schließlich werden einige Auswirkungen auf das Gleich
gewicht des Wettbewerbs von Mobilfunk und Festnetz
dargestellt.

2. Externe Effekte

Bewirkt eine Handlung Vor- bzw Nachteile gegenüber
Dritten, die nicht finanziell abgegolten werden, so spricht
man von positiven bzw negativen externen Effekten.2)
Wird jemand angerufen und muss er für das Angerufen-
werden nichts bezahlen, erhält er einen gewissen positi
ven externen Effekt, sofern ihm das Gespräch willkom
men ist: Den vollen Preis für das Telefonat zahlt der
Anrufer an seinen Anbieter, obwohl auch der Angerufe
ne, ohne zu zahlen, davon profitiert (Anrufexternalität).

Weiters sind Netzindustrien als solche oft von
gewissen externen Effekten geprägt. Sprachtelefonie ist
typischerweise durch positive Netzwerkexternalitäten
gekennzeichnet:3)Mit jedem neu angeworbenen Teil
nehmer profitieren die bisherigen Teilnehmer, da sie nun
einen weiteren Personenkreis erreichen können, ebenso
wie der Netzbetreiber, da er nicht nur seine Kosten bes
ser verteilen kann, sondern auch sein Netz durch die
gestiegene Zahl erreichbarer Kunden an Attraktivität
gewinnt.4)

Der bei den Kunden auftretende externe Effekt
lässt sich weiter vergrößern, indem sich sämtliche Netz
betreiber entschließen, ihre Netze untereinander zu ver
binden. Durch diese Zusammenschaltung können sämtli
che Teilnehmer aller Netze miteinander telefonieren.

Auf Netzbetreiberebene ist der positive Effekt
der Zusammenschaltung hingegen ambivalent zu be
trachten: Kleine Betreiber haben ohne Zweifel ein hohes
Interesse, die Anrufe ihrer Kunden auch zu den Kunden
der großen Netze durchstehen zu können. Könnten ihre
Kunden nur mit Teilnehmern desselben Netzes spre

ehen, wäre es für neue bzw kleine Betreiber praktisch
unmöglich, Kunden zu gewinnen. Umgekehrt hat dem
nach ein großer Betreiber ein geringeres Interesse an
Zusammenschaltung mit kleinen Betreibern: Zwar wür
den auch seine Kunden von der Erreichbarkeit des ande
ren Netzes profitieren, jedoch würde sich durch Zusam
menschaltung der von der Kundenzahl abhängige positi
ve Netzwerkeffekt gegenüber seinem Wettbewerber
neutralisieren, Da nämlich alle Teilnehmer alle erreichen
könnten, gäbe es keinen besonderen Anreiz mehr, sich
beim großen Betreiber anzumelden, sofern die sonstigen
Bedingungen vergleichbar sind.

3. Pflicht zur Zusammenschaftung

Die oben genannten Besonderheiten von Telekommuni
kationsnetzen können auch zur Begründung der europa-
rechtlich gebotenen und im österreichischen Telekom
munikationsgesetz (TKG) verfügten Zusammenschal
tungspflichten herangezogen werden.

Da durch Zusammenschaltung der Nutzen sämtli
cher Kunden steigt, ist die Zusammenschaltungspflicht
sämtlicher Betreiber nach § 41 TKG volkswirtschaftlich
rechtfertigbar. Weil gerade marktbeherrschende Betreiber
einen Anreiz haben können, Zusammenschaltung zu ver
weigern oder nur zu erhöhten Preisen zu gewähren, ist es
sinnvoll, jedenfalls dieser Gruppe zusätzlich eine Pflicht
zur Kostenorientierung aufzuerlegen. Dadurch wird wei
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1) 8 TKC-Kommission 5.112001, Z 5/01-112 und Z 7/01-111
betreffend UTA und Mohilkom sowie Z 14!01-103 und Z 15/01-
106 betreffend UTA und max.mobil (mittlerweile T-Mobile; die
Bescheide sind über wwwrtr.at abrufbar); s auch Röthier,
Mobilzusammenschaltung 2001, MR 2001,415.

2) S zB Varian, Intermediate Microeconomics4(1996), 557 ff; Carl
ton/Perloff, Modern Industrial Organization2(1994), 115; Same
elson/Nordhaus, Economics1t (1998), 36; Begg/Fischer/Dorn
busch, Economicst(2000), 48,265.

3) 8 zB Armstrong, Competition in Telecommunications, Oxford
Review of Economic Policy 1997, 64 (67. 79 ff); Mason/Vatletti,
Competition in Communication Networks: Pricing and Regula
tion, Oxford Review of Economic Policy 2001, 389 (391, 406 f):
Varian, Microeconomics, 590 ff.

4) Da der Netzbetreiber gewisse Effekte selbst verwerten und
somit internalisieren kann, ist es uU sinnvoller, von Netzwerkef
fekten anstelle von Netzwerkexternalitäten zu sprechen, um
den Begriff nickt zu überdehnen.
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ters die nicht direkt ‚.verdiente“ Marktmacht, die nur den
positiven Netzwerkexternalitäten aufgrund der hohen
Kundenzahl zu verdanken ist, neutralisiert: Neue Betrei
ber könnten dem Gesetz zufolge zu vergleichbaren Bedin
gungen wie der Marktbeherrscher Gespräche zu dessen
Kunden durchstehen, wodurch sie ziemlich gleichberech
tigt am Markt teilnehmen könnten. Die verbleibenden
Größenvorteile des etablierten B etreibers entsprächen in
gewissem Sinne der eigenen Leistung des Betreibers.

4. Kollusionsgefahr?

Nachdem die Netzbetreiber ihre Netze somit zusammen-
schalten wollen bzw müssen, stellt sich die weitere Frage,
zu welchen Preisen sie einander Gespräche vom fremden
Netz in das eigene durchstehen (,‚terminieren“).

Hierbei ist zu beachten, dass — sofern Kunden-
präferenzen und Preise vergleichbar sind — die Zahl der
Gespräche von Netz A zu Netz B theoretisch gleich der
Zahl der Gespräche von Netz B zu Netz A ist und das
unabhängig von der relativen Größe der beiden Netze
zueinander.5)Daraus kann sich ein gewisser Anreiz zu
kollusivein Ansetzen erhöhter Preise ergeben: Verrech
nen einander beide Netzbetreiher erhöhte Entgelte, so
ändert sich am Gesamtertrag auf Großhandelsebene
nichts, da es sich ungefähr um ein Nullsummenspiel han
delt.6) Gleichzeitig können diese erhöhten Preise aber
unter Rückgriff auf die ausgewiesenen Kosten leicht auf
den Endkunden überwälzt werden, wodurch sich der
Profit beider Betreiber steigern lässt.7)

Dieser Effekt wird einerseits durch die Tatsache,

dass sich jeder selbst am nächsten ist, verstärkt: muss der
Kunde für das passive Angerufenwerden nichts zahlen
(in Europa übliches Calling Party Pays-Prinzip), tendiert
er dazu, die Kosten des Erreichtwerdens zu vernachlässi

gen und die Wahl seines Betreibers eher nach seinen
Kosten für aktives Telefonieren und Grundgebühr zu
richten. Da hohe Zusammenschaltungskosten meist dem
anderen Betreiber, mit dem man keinen Vertrag hat,
zugerechnet werden, besteht nur ein mittelbarer Kosten-
druck und die „Schuld“ kann dem anderen Betreiber
zugeschrieben werden.

Andererseits hat — wie die Regulierungsbehörde

wohl zu Recht erkannt hat — jeder Betreiber „im Seg
ment seines Anschlussnetzes eine monopolähnliche Stel
lung, die [es] ihm erlaubt, die Zusainmenschaltungsent

gelte ohne intensiven Wettbewerbsdruck festzuset
zen. “8) Will man nämlich den Teilnehmer eines anderen
Netzes erreichen, ist man auf Zusammenschaltung mit
diesem Netz angewiesen, sofern der Teilnehmer nur an
dieses Netz angeschlossen ist und man nicht auf andere
Kommunikationswege ausweichen möchte.

Ein Betreiber, auf dessen Zusammenschaltungs

dienste kaum verzichtet werden kann, hat daher zwei

Anreize, den Zusammenschaltungspreis zu erhöhen:
Einerseits steigen aufgrund der kollusionsgeneigt en
Situation die Endkundenerträgc. Andererseits kann der
zusätzliche Ertrag aus Zusammenschaltung dazu ver
wendet werden, Gespräche innerhalb des eigenen Netzes
zu subventionieren9),wodurch für den Kunden erneut

Anreize geschaffen werden, sich am größeren Netz anzu
melden. Damit kehren jedoch die durch die Zusammen-
schaltungspflicht neutralisier! geglaubten Netzwerkexter
nalitäten wieder zurück!10)

Aus den obigen Gründen wird klar, dass das von
der Regulierungshehörde eingeführte Prinzip der Rezi

prozität‘1) zur Minderung der Problematik beitragen
kann. Sind nämlich die Zusammenschaltungstarife in
beide Richtungen gleich, hat jeder Betreiber den Anreiz,

seine Kosten (‘eiin auch nicht Preise) zu senken, da
dadurch seine Gewinnspanne steigt. Da die Regulie
rungsbehörde bei Marktbeherrschern kostenorientierte

Zusaanmenschaltungstarife verfügen soll, kommen allfäl
lige Kostenersparnisse aufgrund von Effizienzsteigerun

5) Dies lässt sich am besten anhand eines kleinen Beispiels durch
rechnen: Angenommen A hat doppelt so viele Kunden wie B,
zB 20:10. Telefoniert jeder Kunde 6 mal am Tag, so ergeben sich
insgesamt (20±10)x6=180 Gespräche. Telefoniert jeder Kunde
mit jedem in einem ausgewogenen Verhältnis, so bleiben bei
Netz A 2/3 der Gespräche im eigenen Netz, während 1/3 zu B
durchgestellt werden muss. Letzteres sind also (20x6)x( 1/3) =40
Gespräche. Umgekehrt werden die 10 Teilnehmer von Netz B
zu 2/3 mit Kunden von Netz A telefonieren, in Summe somit
(iOx6)x(2/3)=40 mal am Tag. Somit gleicht sich die Zahl der
zusammengeschalteten Gespräche unabhängig von der Netz-
größe in Theorie genau aus, sofern die sonstigen Bedingungen

gleich sind.
6) Im Bereich der Zusammenschaltung von Internet-Backbones

sind aufgrund der früher weniger kommerzialisierten Bedingun
gen auch (noch) „bill-and-keep‘-Klauseln gebräuchlich, bei
denen man sich gegenseitig kostenlose Zusammenschaltung

gewährt, da sich die Zahlungen für gegenseitige Zusammen
schaltung ohnehin in etwa ausgleichen würden.

7) S zB Crocioni, Should telecorns [iberalisation stop at call termi
nation?, Telecommunications Policy 2001, 39 (50); Arrnstrong,

Oxford Review of Economic Policy 1997, 64 (78 ff).
Crocioni/Vel/anovski, Pricing calls to mobiles: analysis of the
UK M.onopolies & Mergers Commission Reports on mobile ter
mination charges, Telecommunications Policy 1999,539 (543 ff).
vergleichen den Ansatz von sektorspezifischer Regulierungs

behörde und Kartellbehörde, wobei letztere eine überaus opti

rnistische Aussicht auf die Zukunft hat und das durch Regulie
rung veränderte Gleichgewicht von Festnetz und Mobilfunk

auszuklammern scheint. S auch Laffont/Tirole, Competition in
Telecommunications (2000), 189 ff, die das Problem darstellen,

es aber nicht als solches erachten (196 ff), jedoch ebenfalls das
Gleichgewicht von Festnetz und Mobilfunk außer acht lassen
dürften. Für eine ausgewogenere und ausführlichere Analyse
sei Arinstrong, The Theory of Access Pricing and Interconnec

tion, in Cave/Majumdar/Vogelsang (Hrsg.), Handbook of Tele

communications Econornics (in Druck), Kapitel 4.2.3 und 4.2.4,
empfohlen.

8) 5 zB TKC-Kommission 31.7.2000, Z 24/99, Pkt 4.3,1, 49. S auch
Bunte, Marktabgrenzung und Marktbeherrschung auf Mobil
funkmärkten, MMR Beilage 112002, 1 (6 f), sowie Lust, Die
Essential Facilities-Doktrin im Telekommunikationsrecht

(2001), 192f.
9) So auch TKC-Kommission 31.7.2000. Z 24/99, Pkt 4.3.1. 51, mit

dem Hinweis auf eine mögliche Verzerrung zwischen Fest- und
Mobilnetzmarkt.

10) Kleine Betreiber können aufgrund der Netzwerkeffekte, die
vorwiegend großen Betreibern zugute kommen, daher durchaus
ein Interesse an Insgesamt niedrigen Zusammenschaltungsent

gelten haben.
11) S zB TKC-Kommission 9.3.1998. Z 1/97, Pkt 4,11,43 ff.
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gen zeitversetzt über die künftigen regulierten Tarife den
Kunden zugute.

Im Mobilfunk hat die Regulierungsbehörde die
sen Grundsatz jedoch gleich zweifach unterbrochen:
Einerseits soll der Grundsatz nicht zwischen unterschied
lichen Netzen wie Festnetz und Mobilfunk gelten. Dies
ist in gewissen Grenzen durch die unterschiedliche
Kostenstruktur rechtfertigbar, sollte jedoch nicht Anlass
zu unterschiedlichen Bewertungsmethoden bzw Regulie
rungspolitik geben. Andererseits tendiert der Regulator
dazu, jedem mobilen Betreiber „in Abhängigkeit von der
Marktposition“ 12) unterschiedlich hohe Tarife zuzuspre
chen, Das heisst, dass kleine Betreiber für die gleiche
Leistung mehr verlangen dürfen und über diesen so
genannten „Investitionsschutz“ offenbar einer „sozialen
Umverteilung“ entsprochen werden soll.13)

Aus der bisherigen Darstellung lässt sich erken
nen, dass Regulierung im Bereich der (zweiseitigen)
Zusammenschaltung (die nicht mit einseitigem Netzzu
gang zu verwechseln ist) wohl noch einige Zeit lang nötig
sein wird: Einerseits gilt es, kleine Betreiber zu schützen,
indem Netzwerkexternalitäten zugunsten aller neutrali
siert werden, andererseits muss der Endkunde gegen
über der kollusionsgeneigten Zusammenschaltung ge
schützt werden.

5. Die Verfügung der TKC

Die Pressemitteilung der Reguiierungsbehörde vom
7.11.200114) gibt Anlass zur Hoffnung hinsichtlich der
oben dargestellten wirtschaftlichen Theorie. Dort heißt
es: „Entscheidungskriterium [‘..] war [...] erstmals die
zusätzliche Einbeziehung externer Effekte: Der Handy
besitzer ist Nutznießer in zweierlei Hinsicht — er kann
jederzeit aktiv telefonieren und ist für alle anderen ‚Tele
fonierer‘ besser erreichbar.“

Demnach könnte bei der gegenüber der Fest
netzzusammenschaltung aufwändigeren und offenbar
teureren Mobilfunkzusammenschaltung ein Teil dieser
zusätzlichen Kosten dem angerufenen Mobilfunkteilneh
mer angelastet werden, wodurch der externe Effekt des
Anrufs „internaIisiert‘ würde.15)Eine derartige Abkehr
vom reinen Calling Party Pays-Prinzip hätte nicht nur
den Vorteil, dass sich das Anrufen in andere mobile
Netze verbilligen würde und dass dieser Grundsatz einer
fairen Aufteilung der Kosten eher entsprechen würde.
Müsste der Mobilteilnehmer einen Teil der erhöhten
Kosten des passiven „Angerufenwerdens“ rnittragen,
entstünde hei ihm vor allem ein erhöhtes Kostenbewusst
sein. Dieses würde den Netzbetreiber unter erhöhten
Druck setzen, seine Zusanimenschaltungstarife ange
messen zu halten, da auch sein eigener Kunde und somit
direkter Vertragspartner ein direktes eigenes Interesse
an niedrigen Tarifen für das „Erreichtwerden“ hätte.

Die durch die Pressemitteilung genährte Hoff
nung auf diese wirtschaftlich sinnvolle Änderung der
Mobilfunkzusamrnenschaltungspolitik wird jedoch
durch einen Blick auf die tatsächlich ergangenen Be
scheide vom 5.11.2001 herb enttäuscht. Dort wird dem
Festnetzbetreiber nämlich — ganz im Gegenteil — zusätz

lich zu den tatsächlichen Vollkosten der Zusammen-
schaltung zum Mobilfunk ein „Aufschlag zur Abgeltung
von Netzwerkexternalitäten“ verhängt.16)

6. Die Preise rn Vergekh

Der reine Aufschlag für das Zustellen eines Gesprächs
zum Mobilfunk wurde mit rund 3 Eurocent (exakt: 36 —

St Groschen) pro Minute zuzüglich Umsatzsteuer festge
legt; er entspricht somit in etwa dem Großhandelspreis
eines vollen — aus Originierung, Transit und Terminie
rung bestehenden — Festnetzgesprächs zur Geschäftszeit.
Wie schon bisher beim Investitionsschutz‘7)billigt die
Regulierungsbehörde diesen Vorteil nur einseitig mobi
len Betreibern, nicht jedoch Festnetzbetreibern, zu.
Letztere dürfen für ihre Zusammenschaltungsleistung
insgesamt nur rund 1 Eurocent (10 — 20 Groschen) ver
rechnen, also ein Drittel des reinen Zuschlags der privile
gierten mobilen Betreiber.

Neben dem Zuschlag wurden die eigentlichen
Zusamrnenschaltungskosten — diesmal auf Voll kostenba
sis — für max.mobil (nunmehr T-Mobile) mit etwa 1,50 öS
(ca 11 Eurocent) sowie für Mobilkom mit etwa 1 öS (ca 8
Eurocent), jeweils pro Minute und zuzüglich Umsatz
steuer, bemessen.‘8)Dies entspricht bereits ohne „Exter

12) S zB TKC-Kommission 31.7.2000, Z 24/99, Pkt 4.3.2.1.3, 53 f,
sowie 5.11.2001, Z 14/01-103 und Z 15/01-106, Pkt 72.2.4, 60.

13) S Lust, Zusammenschaltung im Mobilfunk — Eine Analyse
anhand der Bescheide der TKC vom 31.7.2000, MR 2000, 333
(336 ff).

14) „Telekom-Control-Kommission entscheidet über Zusammen
schaltungsentgelte im Mobilfunkbereich“, s www.rtr.at.

15) 5 zB Masun!Valleuj, Oxford Review of Economic Policy 2001.
389 (402);Ärmstrong, in Handbook, Kapitel 3.1.3; Laffont/Tiro
le, Competition, 213 ff. Eine vergleichende Darstellung von Cal
ling Party Pays- und Receiving Party Pays-Ahrechnungssyste
men bietet die OECD, Cellular Mobile Pricing Structures and
Trends, DSTI/ICCP/TISP(99)1l/FJNAL (2000). 35 ff. Eine
50:50-Aufteilung der Kosten, die gegenüber Festnetzzusam
menschaltung im Mobilfunk zusätzlich entstehen, zwischen
Anrufer und Angerufenem wäre vermutlich eine einfache und
zielführende Faustregel.

16) S TKC-Kommission 5.11.2001. Z 5/01-112 und Z 7/01-111, Pkt
4.2.3,1, 29. und Pkt 4.2.4, 32 f, sowie Z 14/01-103 und Z 15/01-
106, Pkt 7.2.2.1, 58, und Pkt 7.2.3. 62.

17) S TKC-Kommission 31.7.2000, Z 6/00, Pkt 3.2.2, 30, sowie Lust.
MR 2000, 333 (338).

1$) Es ist erstaunlich, dass T-Mobile trotz ähnlichen Marktanteils
50% höhere Kosten als Mobilkom aufweisen soll, wird doch
normalerweise den Ex-Monopolisten vorgeworfen, sie seien
ineffizient. Weiters ist zu bedenken, dass in den Bescheiden vom
31 .7.2000 selbst bei Abstellen auf Grenzkosten fiktiver effizien
ter Netze (FL-LRAIC) noch von Kosten in Höhe von 1,90 öS
(14 Eurocent) ausgegangen wurde (zu einem gewissen Teil lässt
sich der Unterschied auf das damals geringere Gesprächsvolu
men zurückführen). Es scheint sich der Verdacht aufzudrängen,
dass die (nicht einmal für die betroffenen Festnetzparteicn voll
ständig einsehbaren) Sachverständigengutachten einen nicht
unbeträchtlichen Spielraum haben und dass häufig sehr kurze
Abschreibungszeiträume herangezogen wurden, um hohe
Kosten belegen zu können. So kann man vermuten, dass T
Mobile derzeit noch Kosten aus einer ‚Jntensivausbauphase“
miteinbeziehen konnte, während diese Posten bei Mobilkom
schon abgeschrieben sein dürften.
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nalitätsaufschiag“ grob dem Zehnfachen der festgestell
ten Kosten für Festnetzzusammenschaltung.

Wieso für mobile Betreiber einseitig vorn System
der Kostenbemessung nach Grenzkostcn fiktiver effizi
enter Netze (forward-looking long run average incre
mental costs, FL-LRAJC) zugunsten einer Berechnung
nach tatsächlich auftretenden Vollkosten abgegangen

wurde, ist nicht ganz klar.19)Dadurch werden Festnetz
betreiber automatisch benachteiligt, da sie die eigene
Leistung zu fiktiv niedrigen Grenzkosten abgeben müs
sen,20) während sie die fremde Leistung zu tatsächlich
entstehenden Vollkosten einkaufen müssen.

7. Stefldnd Festnetz

Nachdem die von der Regulierungsbehörde festgestell
ten Kosten zwischen Festnetz- und Mobilzusammen

schaltung ohnehin stark divergieren, erhebt sich die
Frage, wieso einerseits dieses Ungleichgewicht über
einen Zuschlag für Externalitäten weiter vergrößert wird

und andererseits das ohnehin kollusionsgeneigte Preisni
veau bei Mobilfunkzusarnmenschaltung weiter angeho
ben wird: Gemäß ihrer Begründung will die Regulie
rungsbehörde damit „bewirken, dass die Anzahl der
Mobilkunden steigt“,21)und meint, dass die dadurch ent
stehende bessere Erreichbarkeit vorn anrufenden Teil
nehmer finanziert werden soll.22)

Leider ist dieses Ziel bereits bei flüchtiger Ana
lyse zweifelhaft: Das Ziel ist offenbar, die Mobilfunkzu

sammenschaltungsentgelte in der Hoffnung hoch zu hal
ten, dass die daraus resultierenden Überschüsse den
Konsumenten in Form von suhventionierten Mobiltele
fonen, schnellerem Netzausbau, günstigen Grundge
bühren und niedrigen Innernetztarifen zurückgegeben
werden, Durch dieses System, das die in der Telekommu

nikation stark vorherrschenden Fixkosten verschleiert,

könnten „ Wenigtelefonierer“ angelockt werden, da sie
von einer derart quersubventioniercnden Tarifstruktur
profitieren würden. Dagegen kann wohl eingewendct

werden, dass im derzeitigen System ohnehin Universal-
die n stverpflichtungen und Grundgehührenbefreiungen

für sozial Schwache bestehen, dass „Passivteiefonierer“

in aller Regel nicht allzu oft angerufen werden und dass

der Regulator Zurückhaltung wahren soll und durch
seine Eingriffe das System nicht künstlich unüberschau

bar machen sollte.

Wirklich problematisch ist aber, dass die Quer
subventionierung — ein in e uroparechtlich liberalisierten

bzw harmonisierten und von Kostenorientierung gepräg

ten Wirtschaftsgebieten verpönter Begriff — auch noch

zwischen zwei derzeit unterschiedlichen, aber möglicher

weise zusarnmenwachsenden und daher konkurrieren

den Märkten verfügt wird.23) Während sich bei Ge

sprächen zwischen unterschiedlichen mobilen Netzen die

Quersubventionierung durch überhöhte Entgelte wech

selseitig einigermaßen aufhebt, da jeder Kunde den

anderen Betreiber und in weiterer Folge auch dessen

Kunden fördert, sieht die Lage bei Zusammenschaltung

zwischen Mobil- und Festnetz anders aus: Hier profitiert

der mobile Nutzer einseitig von kostenorientierten

Grenzkostentarifen, während der Festnetzkunde Voll-

kosten plus Externalitätszuschlag — grob das Zehnfache,

wobei alleine der Zuschlag bereits das Dreifache aus-

macht — zahlen muss,
Unter diesen Umständen ist es nicht verwunder

lich, wenn einige Kunden das — auch aufgrund der quer-

subventionierenden Regulierungspolitik — mit einem

geringeren Fixkostenanteil behaftete Mobilnetz dem

Festnetz vorziehen. Sofern hier der Mobilfunk zu einem

Ersatz für das Festnetz wird, geht jedoch der ursprüng

lich von der Regulierungsbehörde verfolgte Grund der

besseren Erreichbarkeit und daher höheren Gesamtnetz

werkexternalität verloren: Wenn Kunden vom Festnetz

zum Mobilnetz „überwandern“, ist die Zahl insgesamt

erreichbarer Teilnehmer gleich. Der Unterschied ist nur,
dass man den Teilnehmer auch .‚unterwegs“ erreichen

19) Während im Bereich des einseitigen AJetzzuganges ein Übergang

zu tendenziell höheren Tarifberechnungen nach Efficient Com
ponent Pricing Rule. Ramseyüherlegungen oder Vollkosten
Vorteile für langfristigen Wettbewerb bringt, scheint der Grenz
kostenansatz fiir die wechselseüige Zusainnenschaltung gar
nicht ungeeignet: Wegen des theoretischen Nullsumrnenspiels
scheint es der Effizienz zuträglich ZU sein, wenn jeder Partner

seine eigenen Fixkosten trägt, anstatt sie wechselseitig dem
anderen zu verrechnen. Wegen der inhärenten Kollusionsge
neigtheit scheint auch der tendenziell zu niedrigen Kosten
gelangende Grenzkostenansatz nicht falsch. Schließlich wird

dadurch auch der Unterschied zwischen Inner- und Fremdnetz

gesprächen gemi ndert, womit wettbewerbsschädlichc externe

Effekte großer Betreiber verringert werden.
Als weiterführende wirtsch aftliche Literatur seien beispielswei

se Armstrong, Oxford Review of Economic Policy 1997, 64,

Mason/Vailetti, Oxford Review of Econornic Poiicy 2001, 389,

LafJ‘on/Tiroie. Competition, sowie der hervorragende Beitrag

Al7nstroIzgs in Handhook, empfohlen. anhand derer sich weite

re Quellen finden lassen. Für eine „juristischere“ Sicht der wirt

schaftlichen Problematik können beispielsweise die im Rahmen

meines Buches auf 177 ff angeführten Fundstellen herangezo

gen werden.
20) Da in der Telekommunikation praktisch ausschließlich Fixko

stets anfallen, ist die Anzahl der Kunden bzw Gespräche, auf die

diese Kosten verteilt werden können, entscheidend Demnach

stellt es für einen alternativen Festnetzbetreiber einen zusätzli

chen Nachteil dar, wenn bei ihm über Reziprozität die fiktiv effi

zienten Kosten des über weit mehr Kunden verfügenden Markt

beherrschers Telekom Austria herangezogen werden, während

beim mobilen Betreiber tatsächliche Vollkosten ‚in Abhängig

keit der Marktposition“ herangezogen werden.

21) S TKC-Komrnission 5.11.2001. Z 5/01-112 und 2 7/01-111, Pkt

4.2.4, 32, sowie Z 14/01-103 und 2 15/01-106, Pkt 7.2.3, 62. Eine

weitere Begründung bleibt die Behorde leider schuldig, jedoch

wird global auf ein Papier des britischen Regulators Oftel vorn

26.9.2001, Review of the charge control on calls to mobiles, ver

wiesen. Gemeint sind offenbar Kapitel 7 (33 ff) sowie Annex 4

(6-1 fi) dieses Dokuments in denen erlautrt ird w.lche Quer

sub entionen den Nutzen von mobilen Teilnehmern erhohen

können. In ihrer Analyse geht Oftel jedoch von Grenzkosten

und nicht von Vollkosten aus, weshalb Aufschläge eher gerecht

fertigt werden könnten, und klammert weiters die Auswirkun

gen auf das (leidtragende) Festnetz aus. Außerdem lassen Kapi

tel 5 (22 ff) Anncx 2 (5ä tf) sov,ie die Antsorten dei FLstnetz

betreiber in Annex 1 (43 ff) durchaus andere Schlusse zur riehti

&en ReguIniungSP0lit1k za

22) Der Am‘ufer soll nach Ansicht der Regulierungihehorde auch

die Kosten für Marketing und Vertrieb des andereii Netzbetrei

bers mittragefl!
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kann, Dieser Vorteil wird aber dadurch erkauft, dass
man, auch wenn man ihn zu Hause anruft, wo kein Fest
netzanschluss (mehr) ist, die ungefähr zehnfach höheren
Mobilzusammenschaltungstarife zu zahlen hat. Es ist
daher nicht so eindeutig, dass nur mobile Teilnehmer
„gute“ Kunden sind, die über den Externalitätszuschlag
gefördert werden sollen, während dem Festnetzbetreiber
kein Externalitätszuschlag zugesprochen wurde.

Durch eine derartige Zusammenschaltungspoli
tik wird seitens der Regulierungsbehörde das wettbe
werbliche Gleichgewicht der beiden Netzarten verscho
ben und der Spielraum für das Festnetz stark eingeengt.
Da sich bei mobilen Betreibern die wechselseitigen
Gebühren in etwa aufheben, können sie Einheitstarife
nach dem Schema „10 Cent in alle Netze“24) anbieten
oder im Funkbereich der Wohnung des Teilnehmers
gezielt die Preise des Festnetzbetreibers unterbieten.25)
Gleichzeitig können bei solchen Aktionen meist erhöhte
Grundgebühren verrechnet werden, die alifällige Verlu
ste kompensieren. Für einen Festnetzbetreiber ist das
praktisch unmöglich, da er für die von ihm angebotene
Zusammenschaltung nur ein Zehntel des Betrages
erhält, den er für die von ihm in Anspruch genommene
Zusammenschaltung mit mobilen Netzen zahlt. Er kann
den Nachteil der fehlenden Mobilität nur mit höherer
Verlässlichkeit aufwiegen und muss im Zuge der näch
sten Generation von Mobilnetzen auch befürchten, dass
sein Vorteil bei schneller Datenübertragung schwindet.
Die aktuelle Regulierungspolitik führt daher dazu, dass
die „Konvergenz“ bzw „Austauschbarkeit“ von Festnetz
und Mobilfunk zunehmend einseitig zugunsten des
Mobilfunks ausfällt,

Wenn sich die Regulierungsbehörde bislang
zwar noch nie so offen zu ihrer Präferenz für den Mobil-
funk bekannt hat, so fügen sich die aktuellen Bescheide
doch nahtios in das Bild ihrer bisherigen Tätigkeit26)ein.
Das weitere Aufweichen der Reziprozität27)durch Auf
schläge für Externalitäten wurde bereits durch den
„Investitionsschutz“ (siehe Punkt 4.) eingeleitet, der
ebenfalls nur dein Mobilfunk zugute kommt. Die nun
mehr offensichtlich unterschiedlichen Preisbemessungs
methoden (FL-LRAIC Vollkosten) wurden bislang auf
subtilere Weise durchgeführt, indem einfach unter
schiedliche Zinssätze oder Kostenzurechnungen vorge
nommen wurden.

Unter diesen Umständen ist es auch nicht weiter
erstaunlich, dass Mobilkom nun nicht mehr nach § 33
TKG als marktbeherrschend am Markt für Zusammen
schaltung eingestuft wird. Da mittlerweile auch T-Mobile
einen ähnlichen Marktanteil nahe der kritischen 25 % -

Grenze hat, musste sich die Regulierungsbehörde offen
bar entscheiden, ob sie auch dem ohne Monopolrechte
gewachsenen großen B etreiber zusätzliche Verpflichtun -

gen auferlegen möchte.28)Obwohl sie bislang das Markt
machtindiz der „Kontrolle über den Zugang zu Endbe
nutzern“ ( 33 Abs 1 Z 2 TKG) gerade im Mobilfunk für
wichtig erachtet hat,29) hat sie sich nunmehr entschlos
sen, keinen mobilen Betreiber mehr als marktbeherr
schend bei Zusammenschaltung zu qualifizieren .30)

Damit hat sich die Regulierungsbehördc leider wichtiger

regulatorischer Mittel wie der möglichen Verpflichtung
zur Kostenorientierung ( 41 Abs 3 TKG) entledigt.
Dadurch wird das Angreifen kollusiv hoher Zusammen
schaltungsentgelte und unverhältnismäßig niedriger
Interngespräche, die die externen Effekte zugunsten
großer Betreiber verschieben, nachhaltig erschwert.

Umgekehrt kann man der Regulierungshehörde
nun nicht mehr unbedingt vorwerfen, dass sie mit ihrer
asymmetrischen Regulierur.i g gezielt dem Ex-Monopoli
sten schade: Im Zuge der aktuellen Zusammenschal
tungsbescheide wurden auch dem Ex-Monopolisten
Mobilkom die Vorteile der mobilfunkfördernden Zu
sammenschahungspolitik zugesprochen, während der
Festnetzbetreiber UTA — einer der wenigen auf eigen
ständigen Festnetzausbau bedachten alternativen Anbie
ter — die Nachteile zu tragen hat. In Kombination mit den
durch Regulierung niedrig gehaltenen Preisen im Fest-
netz ist daher zu befürchten, dass Initiativen zum Aufbau
alternativer Festnetzinfrastrukturen, die langfristigen
Netzwettbewerh ohne aufwändige Regulierung ermögli
chen könnten, gemindert werden.31)Demnach könnte
die aktuelle Regulierungspolitik in weiterer Folge auch
zu einem durch Regulierung gefestigten „natürlichen“
Monopol des Ex-Monopolisten Telekom Austria bei
bestimmten Elementen des Festnetzes führen.

23) In ihrem Bescheid vorn 29.6.1999, G 11/99-65, Pkt 5.5., 40 f, hat
die Telekorn-Control-Kommission noch selbst festgehalten,
dass keine Quersuhventionierung zwischen verschiedenen
Diensten stattfinden dürfe. im Bescheid vom 31.7.2000, Z 24/99,
Pkt 4.3.1, 51, hat sie sogar noch vor einer möglichen Wettbe
werbsverzerrung und „Substitution von Festnetz- zu Mobilnetz
anschlüssen“ gewarnt, die sie nun mit den Bescheiden vom
5.11.2001 jedoch selbst aktiv verfügt. S zu dieser Problematik
auch Hediger, Spielt der Wettbewerb im Mobilfunkmarkt?,
NZZ 11.12.2001,B 6.

24) S zB die von one und max.mobil zwischen Ende Jänner und
Ende März 2002 angebotenen Tarifoptionen „Top One“ und
„business.max. Peace“.

25) S zB das Programm „myzone“ des schweizerischen Anbieters
Sunrise. 5 zB NZZ 22.2.2002, 53.

26) 5 auch die Hinweise bei Lust, Essential Facilities-Doktrin, 175
(Fn 424), 177 (Fn 428) und 180 (Fu 436).

27) S auch Rörhier, MR 2001,415 (419).
28) Zur im letzten Jahr etwas „gekünstelt“ wirkenden Situation,

nach der neben der Telekom Austria nur die Mobilkom als
marktbeherrschend im Bereich der Zusammenschaltung behan
delt wurde. s Lust, Essential Facilities-Doktrin, 155 f (Fn 371
und 373).

29) SFn8.
30) 5 TKC-Kommission 5.11.2001. Z 5/01-1 12 und Z 7/01-111. Pkt

2.3, 22 f, und Z 14/01 -1 03 und Z 15/01 -106, Pkt 4, 50 f, sowie
Röthier, MR 2001,415 (416).

31) So hat die TKC ua noch in ihrem Bescheid vom 12.3.2001, Z
12/00, 167, festgehalten, dass sie über günstige Zugangspreise
eine „ineftiziente Netzduplikation“ hintanhalten möchte.
Bedenklich stimmt weiters Die Presse, 25.2.2002, 13, wonach
statt UTA nunmehr Tele2 der größte alternative Betreiber ist,
jedoch „kein eigenes Netz [betreibt] und [...] auch nicht viel von
der Entbündelung [hält], weil die damit verbundenen Investitio
neu höher [...] als die Anmietung der Leitungen“ seien.
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8. Neue Ansätze? g. Ausb‘ick

Auch gut gemeintes Einmischen in die Kräfte des Mark
tes kann zu wirtschaftlichen Folgen führen, die auf den
ersten Blick nicht abgeschätzt werden können, Daher
wäre es wünschenswert, sich bei der Regulierung auf die
Verfolgung eindeutiger und einheitlicher Ziele zu

beschränken,

Da die Regulierungsbehörde nie genauso gut

über die tatsächlichen Kosten im Bilde sein kann wie der

Betreiber selbst, sollte sie trotz Sachverständigengutach

ten vermutlich eine weitere Plausibilitätsprüfung durch

führen, ehe sie Tarife verfügt.32)Im Bereich der Mobil

funkzusammensch altung könnten hierzu beispielsweise

die folgenden beiden Fragen herangezogen werden:

Was ist das Besondere an Mobilfunkzusammen
schaltung? Der Unterschied gegenüber Festnetzzusarn

menschaltung besteht im Wesentlichen darin, dass die

„letzte Meile“ nicht über Draht, sondern — technisch auf

wändiger — über elektromagnetische Wellen überbrückt

wird.33)Weiters muss der Standort des mobilen Teilneh

mers laufend aktualisiert werden34)und unter Umstän

den muss ein größerer Teil der Strecke (,‚Transit“) über

das fremde Netz laufen, da nicht direkt am „richtigen“

Sendemast zusammengeschaltet werden kann. Dennoch

ist es unwahrscheinlich, dass dieser Mehraufwand das

Zehnfache ein er Festnetzzusammenschaltung ausmacht.

In wieweit unterscheiden sich Zusammenschal

tung auf Grof3handelsebene und Innernetzgespräch für

Endkunden? Ein Innernetzgespräch besteht aus dem

Anwählen des Teilnehmers („Originierung“), der Über

tragung der Signale (,‚Transit“) und dem Ansteuern des
gerufenen Mobiltelefons (,‚Terminierung“). Technisch

gesehen kann der Aufwand mit zwei Zusammenschal

tungsleistungen (je halber Transit plus Terminierung)

verglichen werden. Während das komplette Innernetzge

spräch für Endkunden meist um 1 öS oder 10 Cent inklu

sive Umsatzsteuer angeboten wird, macht die Zusam

menschaltung auf Großhandelsebene, die eigentlich nur

den halben Aufwand ausmacht, nach derzeitigen Sach

verständigengutachten ungefähr das Eineinhaibfache

aus; die Differenz ist also der Faktor 3. Auch wenn die

Charakteristika gerade von mobilen Telefonnetzen

aggressives Marketing und Versuche der Kundenbin

dung nahelegen, ist nicht anzunehmen, dass die Inner

netzgespräche allzu sehr unter Kosten verkauft werden.

Anhand dieser Überlegungen aufgrund von

Preisen in anderen, verwandten Märkten wäre die

Bernessungsgrundlage Nr Mobilfunkzusammenschal

tung vermutlich etwas nach unten zu revidieren. Mögli

cherweise wären 1 öS bis maximal 10 Cent inklusive

Umsatzsteuer demnach eine Größenordnung, die eini

germaßen „faire“ — bzw nach § 1152 ABGB „angemesse

ne“ — Zusammenschaltung zwischen Fest- und Mobilnetz

ermöglichen würde.

Die aktuelle Politik der im Sinne von Art 133 Z 4 B-VG
weisungsfreien und unabhängigen Telekom-Control

Kommission zeigt leider eindeutige Tendenzen zur För

derung des Mobilfunks. Obwohl der Sektor aufgrund der

beschränkten Funklizenzen ein „natürliches Oligopol“

darstellt, scheint die Regulierungsbehörde nur wenig

Skepsis gegenüber naheliegenden kollusiven Praktiken

zu haben. Da ihre Bescheide über einseitige Externa

litätsaufschläge und unterschiedliche Bewertungsmetho

den auch aktiv zu marktverzerrendem Verhalten ver

pflichten, scheint allfälliges kollusives Verhalten seitens

der Mobilfunkbetreiber auch für die traditionellen Kar

tellbehörden schwer angreifbar zu sein.

Der Regulator sollte sich vermutlich etwas mehr

auf die zentralen Ziele von § 1 Abs 2 TKG wie der

„Sicherstellung eines chancengleichen und funktions

fähigen Wettbewerbs“ oder den „Schutz der Nutzer“

konzentrieren, anstatt zusätzliche Umverteilungspoliti

ken durchzusetzen. Die Reform des TKG angesichts des

neuen europäischen Rechtsrahmens für Telekommuni

kation35) könnte weiters dazu genützt werden, den
Ermessensspieiraum des Regulators auf genauer defi

nierte Bahnen zu lenken und damit auch den VwGH zu
entlasten. Gleichzeitig sollte die bisher gewonnene

Erfahrung aus dem „Liberalisierungsexperiment Tele

kommunikation“ dazu verwendet werden, die wirtschaft

lichen Modelle über optimale Netzzugangs- und Zusam
menschaltungsbemessung zu verfeinern (siehe Fußnote

19).

32) An dieser Stelle sei kurz ein Teil des Ergebnisses der von der

International Telecommunication Union durchgeführten

Untersuchung zu „Fixed-toMobile Interconnection“ wiederge

geben (September 2000, 12): „In practice, operators collude to

develop mechanisms, such as interconnection, to keep prices

higher than they should be, and regulators arc too easily blinded

by the complexity of the arrangement to take much notice.“

33) Umgekehrt erspart man sich aber das teure Verlegen von Lei

tungen auf der „letzten Meile“ zum Kunden.

34) Da Telekommunikation von hohen Fixkosten und minimalen

variablen Kosten geprägt sind, sind die Grenzkosten eines ein

zelnen Kunden äußerst gering. Die Grenzkosten für das

Aktualisieren des Standortes dürften 1,50 Euro jährlich (!) nicht

übersteigen (laut Ofte4 Review, Pkt 7.18,36); die Durchschnitts

kosten unter Berücksichtigung der überwiegenden Fixkosten

werden freilich höher sein.

35) Das neue — auf Art 95 EG-Vertrag gestützte und am 24.4.2002

mit ABI L 108 in Kraft getretene — ‚.Harmonisierungspaket“

besteht aus Rahmenrichtlinie 2002/21/EG. Zugangsrichtlinie

2002/19/EG, Universaldienstrichtlinie 2002/22/EG, Genehmj

gungsrichtlinie 2002/20/EG sowie der Frequenzentscheidung

Nr. 676/2002/EG und ist im Wesentlichen mit 25.7.2003 von den

Mitgliedstaaten umzusetzen. Eine neue auf Art 86 Abs 3 EG

Vertrag gestützte Wettbe.werbsrichtlinie ist ebenfalls in Ausar

beitung (für den Entwurf der Kommission, s ABI C 96/2,

2732001)
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